
Referentenentwurf des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur 
Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
 
Allgemeiner Hinweis: 
 
Eine Vielzahl der geplanten Änderungen sieht die Einführung neuer oder zusätzlicher Rege-
lungen vor, ohne dass hierdurch ein Nutzen für den Schutz von Natur und Landschaft 
erkennbar ist. Überdies wird an mehreren Stellen eine Zuständigkeit für das Erlassen neuer 
Rechtsverordnungen verankert. Dadurch steht der vorliegende Gesetzesentwurf den 
Bemühungen der Planungsbeschleunigung und des Bürokratieabbaus diametral entgegen.  
Am Beispiel der Gebietsflächen der Nationalparke, Naturschutzgebiete, Kern- und Pflege-
zonen von Biosphärenreservaten soll dies beispielhaft verdeutlicht werden. So sind diese 
Gebiete durch die geplante Änderung insgesamt drei Mal durch den neuen Gesetzesentwurf 
geschützt: 
 

1. als Schutzgebiete nach §§ 23 ff.,  
2. sie stehen im überragenden öffentlichen Interesse gem. § 1a und  
3. sind Teil der natürlichen Infrastruktur gem. § 20a. 

 
Jedes einzelne Schutzregime besitzt eigene Regelungen, die in Planungsverfahren zu be-
achten sind. Dass hierdurch zum Teil überflüssige Regelungen begründet werden, wird in 
den nachfolgenden Änderungsvorschlägen dargelegt. 
 
 
Folgende Änderungen werden vorgeschlagen: 
 
Artikel 1 Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
 
1. Zu Nr. 2 Buchstabe b – Ergänzung § 1 Abs. 1a  

 
Streichung der geplanten Regelungen in § 1 Absatz 1a zum überragenden öffentlichen 
Interesse. 
 
Begründung: 
Die unter Absatz 1a aufgeführten Gebiete (u.a. Nationalparke, Naturschutzgebiete, 
Kern- und Pflegezonen von Biosphärenreservaten) besitzen bereits einen hohen 
Schutzstatus durch das Bundesnaturschutzgesetz (vgl. §§ 23 ff.). Durch diesen ist 
ebenfalls ein großer planerischer Stellenwert begründet, indem Eingriffe ausschließlich 
über spezielle Verfahren, wie Ausnahmen oder Befreiungen zugelassen werden können.  
Das überragende öffentliche Interesse des Naturschutzes gem. Satz 2 tritt jedoch 
vorbehaltslos gegenüber einer breiten Palette an Vorhaben zurück, die durch 
Bundesgesetz in ein überragendes öffentliches Interesse gestellt sind (z. B. 
Ersatzneubauten von Autobahnbrücken, Schienenwege, Windenergie, Stromtrassen). 
Es ist zu bezweifeln, ob für diese Gebiete die Begründung eines überragenden 
öffentlichen Interesses aufgrund ihres schon derzeit hohen Schutzstatus der Schutz 
faktisch erhöht wird. Gleichzeitig werden sämtliche Vorhaben im „Normal-Verfahren“, die 
nicht im überragenden öffentlichen Interesse liegen, faktisch ausgeschlossen bzw. nur 
durch erheblichen Begründungsaufwand möglich, was zusätzlichen bürokratischen 
Aufwand geschafft. 
 
Durch die Einführung des Absatzes 1a wird zudem ein „überragendes öffentliches 
Interesse des Naturschutzrechts“ eingeführt. Dieses ist trotz identischer Benennung, 
dem überragenden öffentlichen Interesse weiterer Bundesgesetze nicht gleichrangig, 



sondern tritt durch die Einschränkungen des Satzes 2 zurück (d. h. keine Geltung bei 
Vorhaben, die durch Bundesgesetz ihrerseits in ein überragendes öffentliches Interesse 
gestellt wurden). Diese Priorisierung ist zwar grundsätzlich zu begrüßen. Jedoch wird ein 
„überragendes öffentliches Interesse“ zweiter Klasse unter gleicher Bezeichnung 
geschaffen, was zu rechtlichen Unwägbarkeiten in Planungsverfahren führen kann. 
Daher wird die Streichung des gesamten § 1 Abs. 1a BNatSchG (neu) angeregt. 
 

2. Zu Nummer 2 Buchstabe b Ergänzung § 1 Absatz 1a (sofern Nr. 1 nicht gefolgt wird) 
 
Sofern eine Streichung des gesamten § 1 Abs. 1a BNatSchG nicht in Frage kommt, 
sollte die Vorschrift wie geplant eingeführt werden. Ausdrücklich begrüßt wird darin die 
Regelung, dass das überragende öffentliche Interesse, welches gem. Satz 1 festgelegt 
wurde, keine Anwendung innerhalb der Abwägung bei Vorhaben findet, die ihrerseits in 
durch Bundesgesetz (u. a. Infrastruktur-Zukunftsgesetz, BauGB, EEG) in das öffentliche 
Interesse gestellt wurden. Diese Regelung ist in jedem Fall zu erhalten. 

 
 
3. Zu den Nummern 2 und 11 – Begriff Moorböden 

 
Für die Moorböden ist in die Begründung zu § 1a sowie § 20a eine einheitliche Definition 
in die Gesetzesbegründung aufzunehmen. Hier sollten die Abgrenzungen des Thünen 
Instituts (https://atlas.thuenen.de/maps/243/metadata_detail) verwendet werden. 
 
Begründung: 
Durch eine einheitliche Definition und Abgrenzung von Moorböden wird der 
Schutzgegenstand der §§ 1a und 20a unstrittig definiert. Das Thünen Institut hat in 
einem Online-viewer die Moorflächen Deutschlands zusammengestellt. Diese sollte als 
Planungsgrundlage verwendet werden. 
 
 

4. Zu Nummer 3 Buchstabe a – Ergänzung § 2 Absatz 3a 
 
Die Aufnahme des Absatzes 3a in den § 2 zur Förderung der Multifunktionalität von 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landespflege mit dem Ziel des Flächensparens 
wird ausdrücklich begrüßt und schreibt das in Hessen seit langem angewendete 
Vorgehen gesetzlich fest. 
 
 

5. Zu Nummer 5 Buchstabe b – Ergänzung § 14 Absatz 4: 
 
Die Regelung im neuen Absatz 4 des § 14, wonach die regelmäßig durchgeführten Maß-
nahmen zur ordnungsgemäßen Unterhaltung von Verkehrswegen und zugehörigen Be-
triebsanlagen keinen Eingriff darstellen, wird ausdrücklich begrüßt. Die Klarstellung in 
der Begründung, dass sich die Vorschrift insbesondere nicht auf Maßnahmen im Bereich 
des Ersatzneubaus oder den Bau und Änderung von Verkehrsanlagen erstreckt, ist 
nachvollziehbar. 
 
 

6. Zu Nummer 6 Buchstabe a – Änderung § 15 Absatz 2: 
 
Die Lockerung des Naturraumbezugs bei Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wird 
ausdrücklich begrüßt. 
 
 

7. Zu Nummer 6 Buchstabe b – Ergänzung § 15 Absatz 2a: 
 

https://atlas.thuenen.de/maps/243/metadata_detail


In § 15 Absatz 2a ist die nachfolgende Ergänzung aus der Begründung in den Gesetzes-
text aufzunehmen: Nach Nr. 6 ist folgende neue Nr. 7 aufzunehmen: 
 
„7.(neu) Querungshilfen für Tiere und zur Vernetzung von Lebensräumen an linearen 
Infrastrukturen,“ 
 
Die Nummern 7 - 9 werden zu den Nummern 8 - 10. 
 
Begründung: 
Querungshilfen für Tiere und Lebensräume stellen eine bedeutende Aufwertung für den 
Naturhaushalt dar. In der Begründung zu § 14 Absatz 2a wird dies bereits dargelegt. Da 
diese Maßnahmen den Maßnahmen nach Absatz 2a Nr. 1 bis 9 nicht zugeordnet werden 
können, sollten die Maßnahmen zur Wiedervernetzung als eigene Nummer unter Absatz 
2a aufgeführt werden. 
 
 

8. Zu Nummer 6 Buchstabe b – Begründung zu § 15 Absatz 2a: 
 
Im Begründungsteil sollte zu § 15 Absatz 2a Nr. 8 ergänzt werden, dass ebenfalls die 
Zahlungen von Walderhaltungsabgaben im Rahmen der naturschutzrechtlichen Kom-
pensation im Zuge der multifunktionalen Kompensation anzurechnen ist. 
 
 

9. Zu Nummer 6 Buchstaben c, g und h 
 
Die Einführung von pauschalen „Malus-“ und „Bonus-“Verrechnungen für bestimmte 
Kompensationsmaßnahmen oder -ermittlungsmethoden in der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelungen sind abzulehnen. Neben einer überschaubaren Wirksamkeit für den 
Naturschutz (bei Verrechnung von 20 % Malus und 15 % Bonus verbleiben 5 % zusätz-
liche Kompensationsverpflichtung) wird durch die fälligen Berechnungen zusätzlicher 
Planungsaufwand erzeugt. Die bereits jetzt komplexen Ermittlungen der naturschutz-
fachlichen Kompensation werden hierdurch zusätzlich verkompliziert und zunehmend 
unübersichtlich. Mit der Einführung pauschaler prozentualer Auf- bzw. Abschläge werden 
bisher in der naturschutzfachlichen Bilanzierung unbekannte Vorgehensweisen neu 
eingeführt.  
Die Regelungen zzgl. der angekündigten Rechtsverordnungen sind neugeschaffene 
Bürokratie, die weder das Ziel der Vereinfachung noch der Beschleunigung verfolgen. 
Die geplanten Regelungen stehen somit dem grundsätzlichen Ziel des Bürokratieabbaus 
und der Planungsbeschleunigung diametral entgegen. 
 
 

10. Zu Nummer 6 Buchstabe c – Ergänzung § 15 Absatz 3a (sofern Nr. 9 nicht 
angenommen wird) 
 
Die Reduzierung des Kompensationsbedarfs um 15 % bei Kompensation durch bevor-
ratete Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen i. S. d. § 16 Absatz 1 BNatSchG stellt eine 
Entlastung der Vorhabenträger dar. Dies ist zu begrüßen. 
 
 

11. Zu Nummer 6 Buchstabe c – Ergänzung § 15 Absatz 3b – Begründung (sofern Nr. 9 
nicht angenommen wird) 
 
Der Hinweis in der Begründung der vorherigen Fassung, dass es zu keiner Doppelbe-
lastung aus Erhöhung des Kompensationsbedarfs wegen „Natürlicher Infrastruktur“ (vgl. 
§ 15 Absatz 3b) und Erhöhung wegen Ersatzgeldzahlung (vgl. § 15 Absatz 6b) kommen 



soll, fehlt nun. Die Klarstellung wäre jedoch nötig und sollte wieder in die Begründung zu 
§ 15 Absatz 3 b und § 15 Absatz 6b aufgenommen werden. 
 
 

12. Zu Nummer 6 Buchstabe d – Ergänzung § 15 Absatz 4 
 
Die Klarstellung, dass sich der Sicherungszeitraum in der Regel nach der Dauer von 
vorhabenbezogenen Wirkungen bemisst, wird ebenfalls begrüßt. Der Sicherungszeit-
raum hatte in der Vergangenheit häufig zu Unsicherheiten auf Seiten der Vorhabenträger 
geführt und bietet insbesondere für bauzeitliche Beeinträchtigungen Vorteile bei der 
temporären Flächensicherung.  
 
 

13. Zu Nummer 6 Buchstabe g – Ergänzung § 15 Absatz 6a (sofern Nr. 9 nicht 
angenommen wird) 
 
Die pauschale Erhöhung der Ersatzgelder um 20 % bei der Inanspruchnahme der 
Regelungen von § 16 Absatz 6a sollte ersatzlos gestrichen werden. 
 
Begründung: 
Die pauschale Erhöhung ist unbegründet. Auch die Gesetzesbegründung liefert keine 
Argumente, die eine Erhöhung um 20 % rechtfertigen. Sie sollte daher ersatzlos ent-
fallen, da sie zu einer Verteuerung dringend benötigter Infrastrukturprojekte im über-
ragenden öffentlichen Interesse führt. 
 
 

14. Zu Nummer 6 Buchstabe h – Ergänzung § 15 Absatz 8a (sofern Nr. 9 nicht 
angenommen wird) 
 
Der Absatz sollte gestrichen werden. 
 
Begründung: 
Die Regelungsinhalte des § 15 Abs. 3b, auf die sich § 8a bezieht, wurden zur Streichung 
vorgeschlagen. Sofern der Streichung gefolgt wird, sind auch die Vorschriften des § 15 
Abs. 8a zu streichen. 
 
Darüber hinaus sind die geplanten Regelungen für den Vollzug hinreichend konkret und 
bedürfen keiner näheren Bestimmung durch Rechtsverordnungen. Die Ermächtigung 
zum Erlass von weiteren Rechtsvorschriften steht überdies den Zielen des Bürokratie-
abbaus und der Planungsvereinfachung und -beschleunigung entgegen. 
 
 

15. Zu Nummer 9 – Ergänzung § 16a 
 
Der § 16a sollte gestrichen werden. 
 
Begründung: 
Die Schaffung einer neuen Kompensationskategorie steht den Zielen des Bürokratieab-
baus und der Planungsvereinfachung entgehen. 
Zweck und Ziel der Neueinführung von „Naturgutschriften“ werden weder im Gesetzes-
text noch in der Begründung deutlich. Durch Absatz 3 - Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen - wird neue Bürokratie geschaffen ohne bestehende Regelungen 
zu vereinfachen oder abzubauen. Der Unterschied zur Bevorratung von Kompensations-
flächen gem. § 16 BNatSchG, auf dessen Regelung maßgeblich Bezug genommen wird, 
ist nicht erkennbar. Daher sollte die Regelung ersatzlos entfallen.  
 



 
16. Zu Nummer 10 – Änderung § 20 Absatz 1 

 
Die Erhöhung des Flächenanteile des Biotopverbundes auf 15 % wird abgelehnt. 
 
Begründung: 
Die Kernflächen des Biotopverbundes sind als Schutzgebiete festzusetzten. Mit einer 
Erhöhung der Biotopverbundfläche um 50 % im Vergleich zum Status quo ist eine 
Erhöhung der Schutzgebietsfläche zu befürchten. Diese Schutzgebiete stellen 
zusätzliche Planungshindernisse dar, was den Bemühungen zur 
Planungsbeschleunigung zuwiderläuft. 
 
 

17. Zu Nummer 11 – Ergänzung § 20a 
 
a) Die in Absatz 1 genannten Naturbestandteile sind bereits in großen Teilen durch das 

BNatSchG unter Schutz gestellt. Einen zusätzlichen Schutz bedarf es daher nicht. 
Da die Begründung zudem ausführt, „dass (mit der Ausweisung zu Flächen der 
natürlichen Infrastruktur) keine weiteren Rechtsfolgen, wie beispielsweise ein 
überragendes öffentliches Interesse oder ein Abwägungsvorrang, an die Flächen der 
Natürlichen Infrastruktur geknüpft sind“, bleibt das Regelungsziel dieses neuen 
Paragraphen offen. Zumal die Umsetzung von Kompensationsmaßnahmen zur 
Wiedervernetzung bereits in § 15 Absatz 3 BNatSchG geregelt ist. Mit der Ziel-
stellung des Bürokratieabbaus sollte die Regelung daher in Gänze entfallen. 
 

b) Sollte die Regelung nicht in Gänze entfallen, müsste zumindest einschränkend ein 
Verweis auf den neuen § 1 Absatz 1a erfolgen, wonach Nationalparke, 
Naturschutzgebiete, Kernzonen von Biosphärenreservaten sowie natürliche, nicht 
entwässerte Moore (als Teilmenge der Natürlichen Infrastruktur) im überragenden 
öffentlichen Interesse liegen. Denn in der Begründung wird ausgeführt: „Darüber 
hinaus wird klargestellt, dass keine weiteren Rechtsfolgen, wie beispielsweise ein 
überragendes öffentliches Interesse oder ein Abwägungsvorrang, an die Flächen der 
Natürlichen Infrastruktur geknüpft sind.“ Zusätzlich sollte ein Querverweis auf die 
Regelung des § 15 Absatz 3b vorgenommen werden.  
 

c) Mehrfachnennung identischer Gebietsbezeichnungen sind in den Aufzählungen von 
Absatz 1 und 2 zu entfernen. So sind „natürliche oberirdische Gewässer 
einschließlich ihrer Uferzonen sowie Altauen“ (vgl. Absatz 2 Nr. d) unter die 
gesetzlich geschützten Biotope nach Absatz 1 Nr. b zu subsummieren. Es ist 
weiterhin davon auszugehen, dass eine Schnittmenge zwischen gesetzlich 
geschützten Biotopen und „rezenten Auen“ (Absatz 1 Nr. c) bestehen. Außerdem 
sind die Bestandteile des Biotopverbundes in Absatz 2 Nr. b ebenfalls als „sonstige 
Bestandteile des Biotopverbundes“ zu bezeichnen und bedürfen keiner doppelten 
Aufführung. 

 
d) Die Gebietskategorien unter Absatz 1 Nr. e) sowie den in Absatz 2 genannten Be-

standteilen sind aus der Aufzählung zu streichen. Für sie liegen keine bundesein-
heitlichen Definitionen oder Mindestkriterien vor. Dies führt zwangsläufig zu einer 
heterogenen Auslegung durch die Länder und damit zu erhöhten Planungs- und 
Bürokratieaufwendungen. Aufgrund der offenen Begriffsbezeichnung ist davon aus-
zugehen, dass eine große Flächenkulisse den Gebietskategorien zugeordnet wird 
und dies Planungen durch die Anwendung des § 15 Absatz 3b großflächig verteuert. 

 
 

18. Zu Nummer 14 – Änderung § 54 Absatz 12 
 



Der neue § 54 Absatz 12 BNatSchG-E erweitert die Ermächtigungsgrundlage zum 
Erlass normkonkretisierender Verwaltungsvorschriften für das EU-Naturschutzrecht auf 
Vorhaben des Neu- und Ausbaus von Eisenbahnbetriebsanlagen, Bundesfernstraßen 
und Bundeswasserstraßen. Dies entspricht einer alten Forderung der Länder und wird 
ausdrücklich begrüßt. 
 
 

19. Zu Nummer 17 – Ergänzung § 74 Absatz 7 - 10 
 
Aus hessischer Sicht ist es aufgrund der weiter gefassten Übergangsvorschrift in Absatz 
7 sowie der freiwilligen Anwendungsmöglichkeit der neuen Regelungen in Absatz 8 
wichtig, dass die geklammerte Übergangsvorschrift gewählt wird. 

 
 
Redaktionelle Hinweise: 
 
Zu Nummer 14 – Begründung zu § 54 Abs. 12 BNatSchG-E  
 
Die Gesetzesbegründung (S. 27) enthält ein Redaktionsversehen: 
 
Bei den genannten Infrastrukturvorhaben gelten neben Vorhaben und Maßnahmen die 
Durchführung von baulichen und betrieblichen Unterhaltungs-, Erneuerungs- und sonstigen 
baulichen Maßnahmen auch der Neu und Ausbau, die keine Kapazitätserweiterung 
bewirken. 
 
Da Neu- und Ausbau (in aller Regel) zu einer Kapazitätserweiterung führen, müsste aus dem 
Wort „keine“ das Wort „eine“ werden. 
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